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Vaterschaftsabklärung bei Absicht des Wegzugs ins Ausland
Sachverhalt

Ich bin beim Vormundschaftsdienst Z. intern zuständig für die Ausarbeitung von Unterhaltsverträgen und werde auch mit entsprechenden Fragen konfrontiert.

Ich habe eine Anfrage, bei der die werdende Kindsmutter Schweizerin ist und der Vater Kanadier, der auch dort lebt. Die Kindsmutter hat vor, einige Monate nach der Geburt ebenfalls nach Kanada zu ziehen und mit ihm zusammenzuleben, wobei noch keine Absicht zur Heirat vorliegt. Der werdende Kindvater wird in der Zeit der Geburt ca. 1 Monat in der Schweiz weilen. Wenn also betreffend Anerkennung und Unterhalt Schritte gemacht werden müssen, wäre dies die beste Gelegenheit dazu. 

· Zu welchen Schritten ist die Gemeinde verpflichtet, wenn der Kindsvater seinen Wohnsitz im Ausland hat?

· Macht im vorliegenden Fall die Vereinbahrung eines Unterhaltsvertrages Sinn? Oder müsste eine gerichtliche Festsetzung von Unterhaltsbeiträgen angestrebt werden?

· Wie wäre ein Gerichtsverfahren zu führen, wenn der Beklagte im Ausland lebt? 

· Darf die Gemeinde auf Schritte zur Regelung des Kindsverhältnisses und des Unterhalts verzichten, wenn die Kindsmutter mit dem Kind wenige Monate nach der Geburt ins Ausland abreist? 

Erwägungen

1. Sobald eine unverheiratete Frau während der Schwangerschaft die Vormundschaftsbehörde darum ersucht oder diese von der Niederkunft Kenntnis erhält,  wird dem Kind ein Beistand ernannt, der für die Feststellung des Kindesverhältnisses zum Vater zu sorgen und die Mutter in der nach den Umständen gebotenen Weise zu beraten und zu betreuen hat (Art. 309 Abs. 1 ZGB). Gleichzeitig ernennt sie dem Kind einen Beistand nach Art. 308 Abs. 2 ZGB zur Wahrung seines Unterhaltsanspruchs (Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht, S. 53 ff.).

2. Örtlich zuständig zur Anordnung von Kindesschutzmassnahmen sind die Vormundschaftsbehörden am Wohnsitz des Kindes, welcher demjenigen der Mutter entspricht, wenn diese Inhaberin der elterlichen Sorge ist (Art. 25 Abs. 1, 315 ZGB). Die Mutter hat die Möglichkeit, das Nötige schon vor der Geburt in die Wege zu leiten, namentlich die Vormundschaftsbehörde zu ersuchen, die Unterhaltsregelung vorzubereiten. Andererseits hat der Vater die Möglichkeit, das Kind schon vor dessen Geburt anzuerkennen (Art. 260 ZGB, Art. 11 Abs. 2 ZStV). Ist der Vater Ausländer, richtet sich die Zuständigkeit für die Entgegennahme der Anerkennung nach Art. 71 des Bundesgesetzes über das internationale Privatrecht (IPRG). Nach dieser Bestimmung kann der Vater das Kind bei den Zivilstandsbehörden am Geburtsort oder am gewöhnlichen Aufenthalt (Wohnsitz), aber auch bei jenen am Wohnsitz oder Heimatort der Mutter oder seiner selbst vornehmen. Für die Anerkennung einer im Ausland erfolgten Kindesanerkennung gelten die Vorschriften des Art. 73 IPRG.

3. Der Unterhaltsbeitrag des Vaters richtet sich nach Art. 285 ZGB, also nach den Bedürfnissen des Kindes, der Leistungsfähigkeit und Lebensstellung der Eltern, dem Vermögen und den Einkünften des Kindes und dem Beitrag an der Betreuung. Wenn der Vater um die Zeit der Geburt in die Schweiz kommt, ist er gut beraten, die nötigen Dokumente mitzubringen, welche einen Nachweis seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ermöglichen (Lohnausweis, Steuererklärung etc).


4. Die Abklärungen in Zusammenhang mit Vaterschaft und Unterhalt und die Führung entsprechender Beistandschaften verbleiben in aller Regel bei der zur Zeit der Geburt zuständigen Wohnsitzbehörde, auch wenn die Mutter danach ihren Wohnsitz verlegt (ZVW 2002 S. 215 Ziff. 2.2.4).

5. Damit können Ihre Fragen wie folgt beantwortet werden:

a. Zu welchen Schritten ist die Gemeinde verpflichtet, wenn der Kindsvater seinen Wohnsitz im Ausland hat?
Der Wohnsitz des Vaters hat keinen Einfluss auf die Zuständigkeiten der schweizerischen Kindesschutzbehörden und deren materiellen Auftrag zur Abklärung der Vaterschaft und Regelung des Unterhalts. Es gelten namentlich die Art. 309 ZGB und Art. 308 Abs. 2 ZGB.

b. Macht im vorliegenden Fall die Vereinbarung eines Unterhaltsvertrages Sinn? Oder müsste eine gerichtliche Festsetzung von Unterhaltsbeiträgen angestrebt werden?
Ein Vertrag macht auf jeden Fall Sinn, wenn es Ihnen möglich ist, die nötigen Beweisdokumente zu erhalten. Die Einleitung eines Unterhaltsprozesses gegen einen ausländischen Vater kann mit sehr hohen Kosten verbunden sein (internationale Rechtshilfe in Ziivlsachen) und ist, wenn Sie andere Lösungsmöglichkeiten haben, zu vermeiden.

c. Wie wäre ein Gerichtsverfahren zu führen, wenn der Beklagte im Ausland lebt? 
Gemäss Art. 79 IPRG ist die Unterhaltsklage am gewöhnlichen Aufenthalt des Kindes oder am Wohnsitz anzubringen und, wenn ein solcher fehlt, am gewöhnlichen Aufenthalt des beklagten Elternteils (Vater).

d. Darf die Gemeinde auf Schritte zur Regelung des Kindsverhältnisses und des Unterhalts verzichten, wenn die Kindsmutter mit dem Kind wenige Monate nach der Geburt ins Ausland abreist? 
Nein, auf keinen Fall, das würde sowohl gegen das Schweizerische Kindesrecht als auch gegen internationale Konventionen verstossen (namentlich Art. 7 UN-KRK).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, lic. iur., Fürsprecher und Notar, Ligerz, 23. Mai 2007
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